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VORBEMERKUNGEN 
Den Kommunen muss gemäß Artikel  28 Abs. 2 Grundgesetz das Recht gewährleistet sein, al le 
Angelegenheiten der örtl ichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung 
zu regeln. Dieser Selbstverwaltungshoheit der Kommune unterl iegt auch die Aufstel lung und Än-
derung von Bauleitplänen (Flächennutzungspläne, Bebauungspläne) gemäß § 2 Abs. 1 Bauge-
setzbuch. 
 
Ziel der Bauleitplanung ist die Vorbereitung und Sicherung der baulichen und sonstigen Nutzun-
gen auf den Grundstücken einer Kommune nach Maßgabe des Baugesetzbuches, der Baunut-
zungsverordnung sowie der Landesgesetze. Das Verfahren zur Aufstel lung oder Änderung eines 
Bauleitplanes wird gemäß Baugesetzbuch in zwei Verfahrensschritten durchgeführt. Zunächst ist 
die Öffentl ichkeit möglichst frühzeitig über die al lgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich 
wesentl ich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets 
in Betracht kommen, und die voraussichtl ichen Auswirkungen der Planung öffentl ich zu unter-
r ichten. Der Öffentl ichkeit ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. Parallel dazu 
sind die Behörden und sonstigen Träger öffentl icher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, zu unterrichten und zur Äußerung auch im Hinblick auf den erfor-
derl ichen Umfang und Detail l ierungsgrad der Umweltprüfung aufzufordern.  
 
An den Verfahrensschritt zur frühzeitigen Beteil igung schließt das formelle Verfahren an. Der 
Entwurf des Bauleitplanes ist mit der Begründung und den nach Einschätzung der Kommune 
wesentl ichen, bereits vorl iegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer einer ge-
setzl ich bestimmten Frist für die Öffentl ichkeit auszulegen. Zeitgleich holt die Kommune die Stel-
lungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentl icher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, ein und stimmt den Bauleitplan mit den benachbarten 
Gemeinden ab.  
 
Nach Abwägung der privaten und öffentl ichen Belange untereinander erfolgt ein Feststel lungbe-
schluss. Die die Änderung des Flächennutzungsplanes muss anschl ießend durch die höhere Ver-
waltungsbehörde genehmigt werden. Dem jeweil igen Bauleitplan ist eine Begründung mit den 
Angaben nach § 2a Baugesetzbuch sowie eine zusammenfassende Erklärung beizufügen.  

Die konkreten Verfahrensschritte sind auf der Planzeichnung in der Verfahrensleiste (Aufste l -
lungs-  und Genehmigungsvermerk)  dargestell t.  Die Aufstel lung bzw. Änderung des Bauleitpla-
nes erfolgt im Wesentl ichen auf Grundlage des Baugesetzbuches, der Baunutzungsverordnung, 
der Planzeichenverordnung, der Bauordnung des Landes Hessen und der Hessischen Gemein-
deordnung in ihrer aktuellen Fassung. 
 
Diemelsee, Februar  2025 
-  Bauamt-  
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Die Gemeinde hat nach § 2a Satz 1 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 5 Abs. 5 Baugesetzbuch 
im Bauleitplanverfahren eine Begründung mit den Inhalten nach § 2a Baugesetzbuch beizufügen. 

1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

1.1 Planungsanlass und Planerfordernis 

Nachdem der sukzessive Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie sowie der CO2-intensiven 
Kohleverstromung als Leitz iel  der zukünft igen energiepoli tischen Zielsetzung in der Bundesre-
publik Deutschland und der Ausbau der erneuerbaren Energien aufgrund der weltpoli t ischen 
Konfl ikte durch Gesetz als „überragendes öffentl iches Interesse“ definiert wurde, besteht ein 
gesellschaftspoli tisches Erfordernis zum nachhaltigen Ausbau der erneuerbaren Energien. Mit 
dem Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien 1 beabsichtigt die Bundesrepublik Deutsch-
land die Steigerung des Anteils aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Bruttostrom-
verbrauch rechtsverbindlich festzulegen. Damit soll  die Abhängigkeit vom Weltenergiemarkt re-
duziert und gleichzeitig der Ausstoß von Treibhausgasen vermindert werden. Weiterhin hat sich 
die Bundesrepublik im Rahmen des Kyoto-Protokolls 2 zu einer Minderung der Treibhausgase, 
insbesondere von CO2-Emissionen verpfl ichtet. Für die nationale Umsetzung der Reduktionsziele 
hat die Bundesregierung ein Klimaschutzprogramm und eine umfassende Nachhaltigkeitsstrate-
gie entwickelt, in der im Bereich Energie neben der rationellen Energienutzung und Umwandlung 
insbesondere dem Einsatz regenerativer Energiequellen eine maßgebliche Bedeutung zukommt. 

Das Land Hessen hat sich ebenfal ls entsprechende ambitionierte Ziele gesetzt. Langfristig sollen 
100 Prozent des Endenergieverbrauchs 3 durch regenerative Energien gedeckt und 1 Prozent der 
Landesfläche für Photovoltaikanlagen beansprucht werden. In den vergangenen Jahren rückt 
vermehrt die Nutzung der solaren Strahlungsenergie als weitere kostengünstige, etablierte und 
kl imafreundliche Technologie in den Fokus beim Ausbau der Nutzung der erneuerbaren Energie-
erzeugungsquellen. Der weitere Ausbau der regenerativen Energieerzeugungskapazitäten ist we-
sentl icher Bestandteil  deutscher und hessischer Energie- und Klimapol it ik und somit von über-
ragendem öffentl ichem Interesse.  

Auf regionaler Ebene finden diese Ziele Eingang in den aktuellen Teilregionalplan Energie Nord-
hessen 2017. Darin wird u.a. der Grundsatz formul iert, dass die Nutzung der solaren Strahlungs-
energie unter bestimmten Voraussetzungen den regionalplanerischen Zielvorstellungen einer 
nachhaltigen kl ima- und umweltschonenden Energieversorgung dient 4. Die Regelungen des Re-
gionalplans sol len einen weiter steigenden Beitrag der solaren Strahlungsenergie zur Energie-
versorgung aus regenerativen Energiequellen ermöglichen und gleichzeit ig einen raumverträgli-
chen Ausbau sicherstel len. Dabei sol len aufgrund der kl imapoli tischen Erfordernisse keine ge-
eigneten und vertretbaren Mögl ichkeiten zum Klimaschutz und für die Umstellung auf 
erneuerbare Energienutzung ungenutzt bleiben. Die Nutzung der solaren Strahlungsenergie 

 
1 Bundestag,  Deutscher .  "Gesetz für  den Ausbau erneuerbarer  Energ ien (Erneuerbare-Energ ien-Gesetz-EEG 2017). "  EEG. Bundes-

gesetzblat t  Te i l  I  (2014) Inha l t  der  Nr .  33 vom 24.  Ju l i  2014 Se i ten 1066-1132.  
2 Nat ionen,  Vere inte .  "Protokol l  von Kyoto  zum Rahmenübere inkommen der  Vereinten Nat ionen über  Kl imaänderungen."  Genf :  Se lbst-

ver lag (1997).  
3 für  Umwel t ,  Hessisches Minister ium. "Kl imaschutz,  Landwirtschaf t  und Verbraucherschutz. "  Integr ier ter  Kl imaschutzplan Hessen 

2025 (2015).  
4 Nordhessen,  Regionalversammlung.  "Te i l regiona lplan Energie  Nordhessen 2017." 
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entspricht dabei in hohem Maße dem regionalplanerischen Anspruch, Energie möglichst nah am 
Ort ihres Verbrauches zu gewinnen und die regionale Wertschöpfung zu steigern.  

Durch Inkrafttreten des Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien wird die bevorzugte Ein-
speisung von Strom aus erneuerbaren Quellen ins Stromnetz gefördert. Daher wird die Einspeise-
vergütung für die Nutzung der solaren Strahlungsenergie gemäß § 25 Erneuerbaren-Energien-
Gesetz auf 20 Jahre festgelegt 5. Unter dieser Voraussetzung werden die Bedingungen für die Er-
r ichtung von Anlagen bzw. Vergütung von Sonnenstrom verbessert. Frei f lächenanlagen müssen 
den Anforderungen des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes entsprechen (u.a. Aufstel lung eines 
Bebauungsplanes, technische Vorprägung der Flächen), um von der genannten Einspeisevergü-
tung zu profi tieren. Durch das Gesetz sol l sichergestell t  werden, dass ökologisch sensible Flä-
chen nicht überbaut werden und durch die Beteil igung der Gemeinde unter Sicherung ihrer kom-
munalen Planungshoheit eine möglichst große Akzeptanz vor Ort erreicht werden kann. In diesem 
Kontext ist den Städten und Gemeinden in Bezug auf die Gestaltungskraft der kommunalen Pla-
nungshoheit eine besondere Verantwortung bei der Entwicklung geeigneter Gebietskulissen zur 
Erreichung der energiepoli tischen Zielsetzungen beizumessen. 

Ein Unternehmen für Landmaschinenbau hat mit dem Bau einer neuen Produktionsanlage in der 
Nachbargemeinde Korbach eine Vergrößerung und Verlagerung des Unternehmens eingeleitet, 
welche mit dem Bau eines Verwaltungsgebäudes in Korbach in 2021 abgeschlossen wurde. 
Durch die Verlagerung des Hauptsitzes und der Produktionsstätte in die Kreis- und Hansestadt 
Korbach drohte in der Folge in der Gemeinde Diemelsee eine Gewerbebrache zu entstehen. Um 
den möglichen Leerstand zu vermeiden, hat die Gemeinde den Bebauungsplan Nr. IV/2 „Mühl-
häuser Weg“ in Tei len geändert. Das rechtskräft ige Sondergebiet wurde planungsrechtl ich zu 
einem Gewerbegebiet umgewidmet, Kompensationsflächen wurden auf dem Firmengelände er-
gänzt. Das Grundstück kann nun produktionsunabhängig von verschiedenen Gewerbebetrieben 
genutzt werden.  

Auf dem Firmengelände befindet sich zwischen dem Gewerbegebiet und den Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft eine Fläche für die 
Landwirtschaft, die in der Form keinen weiteren landwirtschaftl ichen Nutzen hat. Auf der Fläche 
wird aktuel l eine Teststrecke für Hoflader betrieben, deren Nutzung nun aufgegeben werden soll .  

In diesem Bereich sol l  ein Angebot zur Errichtung einer Frei flächen-Photovoltaikanlage geschaf-
fen werden. Das betroffene Baugrundstück befindet sich im Außenbereich der Gemarkung 
Flechtdorf und ist im rechtskräftigen Bebauungsplan als Fläche für die Landwirtschaft ausgewie-
sen. Der Regionalplan legt für den Bereich ein Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft und ein 
Vorranggebiet Siedlung und Gewerbe, Bestand fest. 

Unter der Voraussetzung, dass die durchschnitt l iche Ertragsmesszahl (EMZ) an dem Standort 
unter dem Schwel lenwert 45 und gleichzeitig unter dem Durchschnitt der zugehörigen Gemar-
kung l iegt, ist eine Freif lächen-Photovoltaik-Nutzung in Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft 
möglich, soweit fachliche und rechtl iche Belange nicht entgegenstehen. Im Rahmen der kommu-
nalen Abwägung kann die Gemeinde Diemelsee daher der Nutzung erneuerbarer Energien Vor-
rang gegenüber der landwirtschaft l ichen Nutzung der Flächen geben. 

 
5 Mark tprämien ,  E inspe i severgü tungen  oder  M ie ter s t romzuschläge  s i nd jewei l s  für  d i e  Dauer  von  20  Jahren  zu  zahlen .  Be i  Anla -

gen ,  de ren  anzu legender  Wer t  gese tz l i ch  best immt  w i rd ,  ver l änger t  s i ch  d ieser  Ze i t raum bi s  zum 31.  Dezember  des  zwanzigs ten 
Jahres der  Zahlung .  Beginn  de r  Fr i st  nach  Sa tz  1  i s t ,  sowei t  s i ch aus  den  Best immungen d ieses  Gese tzes n i ch ts  anderes  erg ib t , 
de r  Ze i tpunkt  der  Inbet r iebnahme der  An lage .  
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Aufgrund der baul ichen Vornutzung wurde im Vorfeld des Bauleitplanverfahrens bodenkundl iche 
Untersuchungen im Hinblick auf potentiel le Altlasten durchgeführt. Im Ergebnis konnten leichte 
Überschreitungen der Grenzwerte festgestell t  werden, die auf naturbedingte, geogene Belastun-
gen (Chrom und Nickel stehen in Verbindung mit Basaltvorkommen, Arsen steht in Verbindung 
mit Schiefer), zurückzuführen sind. Schädl iche Verunreinigungen im Boden konnten nicht fest-
gestell t werden. 

Durch eine Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes kann die Gemeinde die planungs-
rechtl ichen Voraussetzungen für die Err ichtung einer Frei flächen-Photovoltaikanlage schaffen.  

1.2 Ziel der Planung 

Ziel der vorbereitenden Bauleitplanung ist die Vorbereitung und Sicherung der baul ichen und 
sonstigen Nutzungen auf den Grundstücken der Gemeinde Diemelsee nach Maßgabe des Bau-
gesetzbuches sowie der Hessischen Bauordnung. Durch die Änderung des Flächennutzungspla-
nes beabsichtigt die Gemeinde Diemelsee die für die Bebauung vorgesehenen Flächen planungs-
rechtl ich zu Sichern und einen wesentl ichen Beitrag zur Energieversorgung und somit auch zur 
öffentl ichen Sicherheit zu leisten. Es soll die private Init iat ive zur Nutzung solarer Strahlungs-
energie unter Wahrung kommunaler und öffentl icher Interessen gefördert werden. Des Weiteren 
soll durch die Nutzungsänderung und damit verbundene Pflegemaßnahmen eine Verbesserung 
der Bodenfunktion erreicht werden.  

1.3 Zweck der Planung 

Durch die Aufstel lung des vorbereitenden Bauleitplans soll  die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung gesichert werden, welche durch rechtsverbindliche Festsetzungen gewährleistet wer-
den sol l.  Daher ist es die Aufgabe der Planung, die bauliche und sonstige Nutzung der Grund-
stücke in der Kommune nach Maßgabe des Baugesetzbuches planungsrechtl ich zu sichern. 
Durch die Änderung des Bauleitplans soll  eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung und eine 
dem Wohl der Al lgemeinheit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung gewährleistet werden. 
Gleichzeitig sol l die Planung dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die 
natürl ichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. 

1.4 Ausgangssituation 

1.4.1 Räumliche Lage 

Die verfahrensgegenständliche Fläche befindet sich im Ortstei l „Flechtdorf“ der Gemeinde Die-
melsee. Die Gemeinde Diemelsee stel l t  im System der zentralen Orte die Funktion eines Grund-
zentrums dar. Städtebaul ich werden die verfahrensgegenständlichen Flächen daher in einen 
ländlich peripheren Raum mit einer aufgelockerten Bebauung eingeordnet.  

Der Geltungsbereich wird durch die vorhandenen Wegeparzellen im Süden und Osten abge-
grenzt. Im Norden l imitiert eine vorhandene Ausgleichsmaßnahme den räumlichen Geltungsbe-
reich, während im Westen neben der vorhandenen Wegeparzelle auch durch den bestehenden 
Bebauungsplan die vorhandene grünordnerische Maßnahme die Grenze des Bebauungsplanes 
bildet.  
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Gegenstand des Bauleitplanverfahrens sind die ehemals als Teststrecke genutzten Flächen, wel-
che sich oberhalb der Bestandsgebäude befinden. 

 
Abbildung 1 Verortung der verfahrensgegenständlichen Flächen im Gemeindegebiet 
  



Begründung zur  33. Änderung des F lächennutzungsplanes 
 

1.4.2 Realnutzung 

Die Fläche wird durch eine bestehende Zaunanlage von der Umgebung abgegrenzt. Im nordöst-
l ichen Bereich der Fläche befinden sich tei lversiegelte Bereiche. Des Weiteren sind heimische 
Strauch- und Baumarten am Rand der Fläche vorzufinden. Zur Zeit der Nutzung durch das ehe-
mals ansässige Unternehmen ist die in Planung befindliche Fläche als Teststrecke für Hoflader 
genutzt worden. Daher ist die Bodenentwicklung des Geltungsbereiches als nicht natürl ich und 
aufwertungswürdig einzustufen. 

 
Abbildung 2 Blick vom süd-östlichen Rand auf die gegenständliche Fläche Januar 2025 
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Abbildung 3 Aktuelle Luftbildaufnahme der für die Bebauung vorgesehenen Flächen 
 

1.4.3 Planerische Ausgangslage 

Regionalplan Nordhessen 2009  
Der  Gesamtraum der  Bundesrepub l i k  Deutsch land  und  se ine  Te i l räume s ind  durch  Raum-
ordnungsp läne ,  dur ch  raumordner i sche  Zusa mmenarbe i t  und  dur ch  Abs t immung  raumbe-
deutsamer  P lanungen und  Maßna hme n zu  en tw icke ln ,  zu  o rd nen und  zu  s i cher n . 6 Hierfür 
hat die oberste Landesplanungsbehörde auf Grundlage von § 4 HLPG den Regionalplan Nord-
hessen 2009 beschlossen.  

Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch den Zielen der Raumordnung anzupassen. 
Dabei unterscheidet das Raumordnungsgesetz in § 3 Abs. 1 ROG zwei verschiedene Arten von 
Festlegungen.  

  

 
6 §  1  Au fgabe  und  Le i t vors te l l ung de r  Raumordnung 
Der  Gesamtraum der  Bundesrepub l i k  Deutsch land  und  se ine  Te i l räume  s ind  durch  Raumordnungsp läne ,  durch  raumordner i sche 
Zusammenarbe i t  und  durch  Abst immung raumbedeutsamer  P lanungen  und  Maßnahmen zu  en twicke ln ,  zu  ordnen  und  zu  s i che rn.  
Dabe i  s i nd  un tersch iedl i che Anforderungen  an  den  Raum au fe inander  abzus t immen und  d ie  auf  der  j ewei l igen  P lanungsebene 
au f t re tenden  Konf l i k te  auszug le ichen ,  Vorsorge  für  e inze lne  Nutzungen  und  Funkt i onen  des  Raums zu  t re f fen .  Le i tvors te l l ung  be i  
de r  Er fü l l ung  der  Au fgabe  nach  Absatz  1  i s t  e i ne  nachha l t i ge  Raumentw ick lung ,  d i e  d ie  soz ia l en  und  w i r t scha f t l i chen  Ansprüche 
an  den  Raum mi t  se inen  ökolog i schen  Funkt i onen  in  E ink lang  br i ng t  und  zu  e iner  dauerha f ten ,  groß räumig  ausgewogenen  Ordnung 
m i t  g le i chwer t igen  Lebensverhä l tn i ssen  in  den  Te i l r äumen führ t .  D ie  Entwick lung,  Ordnung  und  Sicherung  der  Te i l räume  so l l  s i ch 
i n  d ie  Gegebenhe i ten  und  Er forde rn i sse  des  Gesamtraums e in fügen;  d ie  En twick lung,  Ordnung  und  S icherung  des  Gesamt raums 
so l l  d ie  Gegebenhe i ten  und  E r fordern i sse  se iner  Te i l r äume  berücks ich t i gen  (Gegenstrompr inz ip ).  
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Grundsätze der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG 
Die Beurteilung der Grundsatzfestlegungen umfasst gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG al lgemeine 
Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als Vorgaben für nachfol-
gende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen. Die Grundsätze der Raumordnung sind in 
sogenannten „Vorbehaltsgebieten“ planzeichnerisch festgelegt. Ein „Vorbehaltsgebiet“ ist ein 
Gebiet, welches bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen vorbehalten blei-
ben soll ,  dem bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Funktionen oder Nut-
zungen besonderes Gewicht beizumessen ist. 

Ziele der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG 
Ziel festlegungen sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form von räum-
lich und sachlich bestimmbaren, vom Träger des Landes- oder der Regionalplanung abschlie-
ßend abgewogenen textl ichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes. Ziele der Raumordnung sind gemäß § 4 
Abs. 1 ROG bei raumbedeutsamen Planungen zu beachten. Die Ziele der Raumordnung sind 
in sogenannten „Vorranggebieten“ planzeichnerisch festgelegt. In dem „Vorranggebiet“ sind 
bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen, was andere raumbe-
deutsame Funktionen oder Nutzungen in diesem Gebiet ausschl ießt, soweit diese mit den vor-
rangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind. „Vorranggebiete“ lösen nach § 1 
Abs. 4 des Baugesetzbuches für die gemeindliche Bauleitplanung eine Anpassungspfl icht 
aus. 7 

Der Regionalplan Nordhessen legt für den Bereich ein Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft 
und ein Vorranggebiet Siedlung und Gewerbe, Bestand  fest. Aufgrund der geänderten Nutzung 
bzw. deren Wegfall  und der damit drohenden Brache der Fläche ist ein Konfl ikt mit dem Regio-
nalplan nicht zu erwarten. Die Fläche sol l in Folge der Bauleitplanung einer neuen Nutzung zu-
geführt werden, welche nachhaltige Energieproduktion und eine Aufwertung des Bodens als Ziel 
hat.  

 
Abbildung 4 Darstellungen und Festlegungen im Regionalplan Nordhessen 2009 

 
7 D ie  Baule i tp l äne  s i nd  den  Z ie l en  der  Raumordnung  anzupassen.   
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Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee vor der Änderung 
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee stel l t die verfahrensgegenständlichen Flä-
chen als „Flächen für die Landwirtschaft“ dar.  

Die Entwicklungsabsichten der 33. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Die-
melsee sind notwendig um das Entwicklungsgebot zu wahren. 

 
Abbildung 5 Darstellungen im Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee 
 

Darstellungen von umweltschützenden Plänen  
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7g Baugesetzbuch sind auch die Darstel lungen von umweltschützenden 
Plänen in der Abwägung zu berücksichtigen. Ausdrücklich genannt sind die Landschaftspläne 
und Pläne des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts. Pläne, die Rechtsnormquali tät 
(Rechtsverordnung oder Gesetz) haben, unterl iegen der planerischen Abwägung demgegenüber 
nicht. 

Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee: 
Mit der Karte „Siedlungsstruktur“ zum Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee werden für den 
Ortstei l Flechtdorf die bestehenden relevanten Biotop- und Nutzungstypen im Außen- und Innen-
bereich, die geplante Siedlungserweiterung, die Schutz- und Entwicklungsflächen wiedergege-
ben und der Ausbau von Grünverbindungen innerhalb der Ortslagen vorgeschlagen. 

Der Karte „Siedlungsstruktur“ ist zu entnehmen, dass die Flächen des Plangebietes als „Sonder-
f läche“ und „Gewerbefläche“, Zweckbestimmung „Lagerfläche“ dargestell t werden. Entlang der 
Grundstücksgrenzen werden einzelne „Gehölze/Einzelbäume“ und „Gebüsche trockenwarmer 
Standorte /Strauchhecke / Feldgehölz“ dargestell t.  

Den textl ichen Erläuterungen zum Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee ist zu entnehmen, 
dass bei Siedlungs-, Industrie- und Gewerbeerweiterungen die Reduzierung des 
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Flächenverbrauchs oberste Priori tät hat. Flächenrecycling, höhere Baudichte und flächenspa-
rende Erschl ießung sind dafür Voraussetzungen. Ziel der landschaftsbezogenen Siedlungserwei-
terung sind harmonische Ortsränder (Baumreihen, Hecken, Obstwiesen), Grünzüge zwischen 
„alten“ und „neuen“ Siedlungen (Landschaftsbild, Erholung), Vermeidung von Siedlungsspli ttern 
im Außenbereich, Minimierung von Belastungen für Boden (Regenwasserversickerung), Wasser, 
Luft, Klima, Tier- und Pflanzenwelt. Im ländlichen Raum soll ten überall s ichtbare Großbauten 
vermieden werden. Vorrang soll te in den Ortstei len die Modernisierung und Umnutzung älterer 
Wohn- bzw. Wirtschaftsgebäude haben, totale Oberflächenversiegelung von Verkehrsflächen 
soll ten nur dort vorkommen, wo es unbedingt erforderl ich ist.  

 

1.4.4 Rechtliche Ausgangslage 

Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht 
Schutzgebiete entsprechend dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und dem Hessischen 
Naturschutzgesetz (HNatG) werden durch die geplante Aufstel lung des Bauleitplanes nicht be-
einträchtigt. Vogelschutzgebiete gemäß europäischer Vogelschutzrichtl inie sind kein Bestandtei l 
des räumlichen Geltungsbereichs und werden nicht beeinträchtigt.  Auch sonstige, geschützte 
Biotope werden, wie dem Natureg-Viewer zu entnehmen ist, nicht beeinträchtigt. 

Abb i ldung  5  Dars te l lungen  im Landsch af t sp lan  der  G em eind e D ieme l see  
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Abbildung 6 Ausschnitt aus dem Hessischen Naturschutzinformationssystem (Natureg-Viewer), Stand Dezember 2024 

Schutzgebiete nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
Die verfahrensgegenständlichen Flächen befinden sich nicht innerhalb von Schutzgebieten nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz.  
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine Fließgewässer oder sonstige 
Gewässer.  

 
Abbildung 7 Ausschnitt aus dem Wasserrahmenrichtlinien-Viewer (WRRL-Viewer), Stand Dezember 2024 

Denkmalschutzrechtl iche Aspekte 
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine geschützten Natur-, Bau- oder 
Bodendenkmäler. 
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Altlasten / Alt lastenverdachtsflächen 
Für die Flächen des Geltungsbereiches sowie in dessen unmittelbarer Umgebung sind keine Alt-
lasten, Altablagerungen oder Grundwasserschadensfäl le bekannt. 

Es wurden bodenkundliche Untersuchungen im Hinblick auf potentiel le Altlasten durchgeführt. 
Im Ergebnis konnten leichte Überschreitungen der Grenzwerte festgestell t werden, die auf na-
turbedingte, geogene Belastungen (Chrom und Nickel stehen in Verbindung mit Basaltvorkom-
men, Arsen steht in Verbindung mit Schiefer), zurückzuführen sind. Der Boden wurde der Klasse 
der Bau- und Abbruchabfälle zugeordnet und als nicht gefährl ich eingestuft.  

1.4.5 Erläuterung der Planung 

Das ansässige Unternehmen beabsichtigt auf den verfahrensgegenständlichen Flächen eine Frei-
f lächen-Photovoltaikanlage zu errichten. Die betriebszugehörigen Anlagen auf den angrenzen-
den Grundstücken sollen mit dem durch die Anlage bedarfsgerecht vor Ort erzeugten Strom 
betrieben werden. Durch diese Entwicklungsabsichten wird unter anderem eine Entlastung der 
Netzinfrastruktur angestrebt. Der überschüssige Strom soll  über die den Geltungsbereich que-
rende 20 kV Leitung in das Netz eingespeist werden und damit das Netz zusätzl ich stärken. 
Daher sind neben den Stromerzeugungsanlagen, unbewegliche, in Reihen aufgeständerte Solar-
module auf sogenannten Tischen auch Nebenanlagen (Wechselr ichter, Trafostation, Batterie-
speicher etc.) sowie Einfr iedungen, Erschl ießungs-, Wartungs- und Betriebsflächen Gegenstand 
der Frei flächenanlage. Um den Grad der Versiegelung möglichst gering zu halten sind die Mo-
dultische mittels Ramm- oder Schraubverankerungen im Boden zu befestigen. Im Rahmen der 
Err ichtung der Frei flächenanlage soll  eine Aufwertung des Bodens durch standortgerechte Ein-
saat erreicht werden. Die sich entwickelnde Vegetation wird überwiegend von den Modultischen 
überdeckt. Ein Mindestabstand soll die extensive Entwicklung und Bewirtschaftung mit Weide-
tieren gewährleisten. Aus versicherungstechnischen Gründen soll  die vorhandene Umzäunung 
zum Schutz der Anlage erhalten und ergänzt werden. 

Der Regionalplan legt für den Bereich ein Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft und ein Vor-
ranggebiet Siedlung und Gewerbe, Bestand fest. 

Da die Ertragsmesszahl im Plangebiet (EMZ) > 20 bis <= 25 beträgt und somit der Voraussetzung 
entspricht, dass sie unter dem Schwellenwert von 45 und gleichzeitig unter dem Durchschnitt 
der Gemarkung Flechtdorf (EMZ 27) l iegt, ist eine Frei flächen-Photovoltaik-Nutzung in Vorbe-
haltsgebieten für Landwirtschaft möglich, soweit fachl iche und rechtl iche Belange nicht entge-
genstehen. 

Verkehrl iche Erschließung 
Das Plangebiet wird über die vorhandenen Straßen (Landesstraße Nr. 3076 und Kreisstraße Nr. 
77) erschlossen. Ausgehend von der Kreisstraße ist im Bereich des Abzweigs K77 von der L3076 
eine betriebseigene Werkszufahrt über gemeindliche Straßen ausgeschildert. Das Gelände wird 
außerhalb der geschlossenen Ortslage erschlossen. 

Die innere Erschließung ist durch die vorhandenen Wege und Zufahrten gesichert. 

Technische Erschl ießung 
Für die technische Erschl ießung ist die Err ichtung eines Transformatorengebäudes erforderl ich. 
Der Anschluss an das Umspannwerk Korbach ist durch Netzerweiterungen im Leitungsnetz der 
EWF (Energie-Waldeck-Frankenberg GmbH) sichergestel lt. 
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Das anfal lende Niederschlagswasser soll ohne eine technische Anlage ortsnah versickert wer-
den, soweit dem weder wasserrechtl iche noch sonstige öffentl ich-rechtl iche Vorschri ften entge-
genstehen.  

Die Abfallentsorgung hat gemäß den Bestimmungen der Abfal lsatzung der Gemeinde Diemelsee 
zu erfolgen.  

1.5 Städtebauliche Eingriffsregelung 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist der erforderl iche Ausgleich bzw. Ersatzmaßnahmen nach den 
Vorschri ften des Baugesetzbuches durchzuführen. Über die Notwendigkeit, die Art und den Um-
fang von Ausgleichsmaßnahmen nach der städtebaul ichen Eingri ffsregelung ist jedoch im Bau-
leitplanverfahren im Wege der Abwägung zu entscheiden.  

Nach § 15 BNatSchG sind unvermeidbare Eingri ffe in Natur und Landschaft ausgleichspfl ichtig. 
Dies gil t gemäß § 18 BNatSchG auch im Zusammenhang mit der Bauleitplanung. Grundsätzl ich 
sollen die Ausgleichsmaßnahmen unter Wahrung einer geordneten städtebaul ichen Entwicklung 
die quanti tative und quali tative Kompensation gewährleisten.  

Die Bewertung des Eingri ffs und Ermittlung des Ausgleichs erfolgt auf Grundlage einer verbal-
argumentativen Bewertung auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Hier kann das kon-
krete Vorhaben bewertet und ausgeglichen werden. 

1.6 Begründung der Festlegungen 

Art der baulichen Nutzung 

Die verfahrensgegenständlichen Flächen werden nach der al lgemeinen Art ihrer baulichen Nut-
zung als „Sonderbaufläche für erneuerbare Energien“ dargestel lt  um die energetisch, nachhal-
t ige Siedlungsentwicklung im Ortstei l Flechtdorf unter Wahrung kommunaler und öffentl icher In-
teressen zu fördern.  

Mit der Planung möchte die Gemeinde Diemelsee einem ansässigen Unternehmen die Mögl ich-
keit bieten, den für die Produktion benötigten Strom selbst zu gewinnen und den darüber hinaus 
erzeugten Strom in das Netz einzuspeisen. Durch diese Entwicklungsabsichten wird sowohl die 
Nachhaltigkeit als auch die regionale Wertschöpfung der Gemeinde Diemelsee gesteigert.  

1.7 Artenschutz 

Bei  der Aufste l lung von Baule i tp länen s ind die artenschutzrecht l ichen Verbote und Ausnah-
men zu berücksicht igen. Zwar er fassen die ar tenschutzrecht l ichen Verbote ers t  den Vol lzug 
des Planes und nicht dessen planer ische Vorberei tung durch die Änderung und Aufs te l lung 
von Baule i tp länen, jedoch können Baule i tp läne, deren Festsetzungen nicht ausräumbare Hin-
dernisse durch den besonderen Artenschutz  entgegenstehen, d ie ihnen zugedachte  s tädte-
baul iche Entwicklungs-  und Ordnungsfunkt ion nicht  er fül len und verstoßen somit  gegen § 1 
Absatz 3 Baugesetzbuch.   
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1.7.1 Artenschutz als einfacher Umweltbelang 

Der Artenschutz wi rd in  der p laner ischen Abwägung nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe 
a Baugesetzbuch als e in facher  Umweltbelang berücksicht ig t ,  in dem der  Ar tenschutz a ls e in-
facher  Umwel tbelang in  der Umwel tprüfung untersucht und bewertet wird.  Bei  der Umwel t -
prüfung werden die Auswi rkungen auf Tiere,  Pf lanzen […] und die b io logische Vie l fa l t  be-
rücksicht igt .  D ie Ergebnisse der Berücksicht igung s ind dem der frühzei t igen Betei l igung fo l -
genden Umweltber icht zu entnehmen. 

1.7.2 Gebietsschutz  

Der Gebietsschutz wird  in der p laner ischen Abwägung gemäß § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buch-
stabe b Baugesetzbuch und § 1a Absatz 4  Baugesetzbuch berücksicht igt .  Die  Auswi rkungen 
auf d ie „Erhal tungszie le und Schutzzwecke der Gebiete gemeinschaft l i cher  Bedeutung (Na-
tura 2000-Gebiete)  und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes“ werden im Rahmen der Umweltprüfung, welche im Anschluss an die f rühzei-
t ige Betei l igung durchgeführ t  wird,  untersucht .   

Vogelschutzgebiete  gemäß europäischer Voge lschutzr icht l in ie  und Natura  2000-Gebiete  s ind 
kein Bestandtei l  des räuml ichen Gel tungsbere ichs und werden auch nicht beeinträcht ig t .  

1.7.3 Artenschutzrechtliche Verbote  

Nach § 44 Absatz  1 Bundesnaturschutzgesetz  ist  es verboten, Tiere europäisch geschütz ter 
Arten zu ver le tzten oder zu tö ten, s ie erhebl ich zu s tören oder ihre Fortp f lanzungs- und Ru-
hestät ten zu beschädigen oder zu zers tören. Dies g i l t  neben den geschütz ten Arten auch für 
a l le  Vogelar ten. Durch den Vol lzug der Entwicklungsabsichten der Gemeinde Diemelsee kön-
nen grundsätz l ich Artenschutzrecht l iche Verbote ausgelöst werden.   

Es s ind daher auf Ebene der verbindl ichen Baule i tp lanung Festsetzungen zu tre f fen, d ie den 
Artenschutz  bei  Umsetzung der Entwicklungsabsichten s icherste l len.  D ie  Ergebnisse der  Ar-
tenschutzrecht l ichen Prüfung s ind dem der frühzei t igen Betei l igung fo lgenden Umwel tber icht 
zu entnehmen. 

2 Öffentliche Belange 

2.1 Belange der Landwirtschaft 

Der Gel tungsbereich is t  im Flächennutzungsplan a ls F läche für  Landwir tschaft  d ie von jegl i -
cher Bebauung f re izuhal ten s ind festgelegt.  Die b isher ige Nutzung als Tests trecke für  land-
wir tschaft l i che Maschinen hat e ine Verschlechterung der Bodenverhäl tnisse herbeigeführ t  
wodurch eine di rekt anschl ießende landwi rtschaft l i che Nutzung in dem aktuel len Zustand 
nicht mögl ich is t .  Die  Umnutzung zu e iner Sonderbauf läche für  erneuerbare Energien sol l  
durch im Bebauungsplan festgesetz te Maßnahmen eine Aufwertung des Bodens herbei führen.  

Durch die Entwicklungsabsichten der Gemeinde Diemelsee werden die Belange der Landwir t -
schaf t  nicht  negat iv  beeinträcht igt ,  da  die  F lächen bisher weder  konvent ione l l  
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landwi rtschaf t l ich genutzt  worden s ind, noch d ie Wiedernutzbarmachung der  F lächen, in Be-
zug auf den Zei t- ,  und Kostenaufwand, in Rela t ion zur  ta tsächl ichen Nutzung und ihrem Ert rag 
stünde.  Die F läche sol l  in  Bezug auf ihre Bodenqual i tät  langfr is t ig  aufgewertet  werden. Es  
wird e ine Doppelnutzung von Solars tromerzeugung und landwirtschaf t l icher Schafbeweidung 
angestrebt .   

3 Voraussichtliche Auswirkungen der Planung 

3.1 Soziale Auswirkungen 

Durch den Vol lzug des Baule i tp lanes s ind keine soz ia len Auswi rkungen zu erwarten.  

3.2 Stadtplanerische Auswirkungen 

Durch den Vol lzug des Baule i tp lanes s ind keine nachtei l igen stadtplaner ischen Auswirkungen 
zu erwar ten.  

3.3 Infrastrukturelle Auswirkungen  

3.3.1 Technische Infrastruktur 

Durch den Vol lzug des Baule i tp lanes s ind keine nachtei l igen Auswi rkungen auf d ie technische 
In frastruktur zu erwarten. Der Bebauungsplan dient  der ö f fent l ichen Sicherhei t .  

3.3.2 Soziale Infrastruktur 

Durch den Vol lzug des Baule i tp lanes s ind keine nachtei l igen Auswi rkungen auf d ie soz ia le 
In frastruktur zu erwarten.  

3.3.3 Verkehrliche Infrastruktur 

Durch den Vol lzug des Baule i tp lanes s ind keine nachtei l igen Auswirkungen auf  d ie verkehr-
l iche In frast ruktur zu erwar ten.  

3.4 Umweltrelevante Auswirkungen 

Schutzgut  Prognost iz ie r te  Umwel tauswi rkungen E rhebl i chke i t  
Boden und F läche  •  Ver lust  von Bodenfunkt ionen durch Vol lvers ie-

ge lungen und Überste l l ung  
☐  

Wasser  •  Keine nachte i l igen Ausw i rkungen zu e rwar ten  ☐  

K l ima und Luf t  •  Keine nachte i l igen Ausw i rkungen zu e rwar ten  ☐  

Landschaf t sbi ld  •  Keine nachte i l igen Ausw i rkungen zu e rwar ten  ☐  
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Menschen,  se ine   
Gesundhe i t  und die   
Bevölkerung insge-
samt 

•  Keine nachte i l igen Ausw i rkungen zu e rwar ten  ☐  

P f lanzen,  T iere  
B io log ische V ie l fa l t  

•  Anlagenbedingte r  Ver lust  von Lebensraum-
st rukturen  

☐  

Ku l tu re l les  Erbe  •  Keine nachte i l igen Ausw i rkungen zu e rwar ten  ☐  

Wechse lw i rkungen •  Keine nachte i l igen Ausw i rkungen zu e rwar ten  ☐  

☒  e rhebl ich ☐  w i rd noch ermi t te l t  

4 Sonstige Inhalte 

4.1 Rechtliche Grundlagen 

Baugesetzbuch in der  Fassung der  Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl .  I  S .  
3634),  das zuletz t  durch Art ike l  3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl.  2023 
I  Nr.  394) geändert  worden ist  

BUND BW −  Bund für  Umwel t  und Naturschutz Deutschland Landesverband Baden-
Württemberg, NABU BW −  Naturschutzbund Deutschland Landesverband Baden-
Württemberg, Bodensee-St i f tung, Natur freunde Baden-Würtemberg (2021):  Hinweise 
für  den naturvert rägl ichen Ausbau von Frei f lächensolaranlagen. L ink  zum Dokument 
( letz ter  Zugr i f f :  30.05.2023).  

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.  November  2017 (BGBl.  
I  S.  3786),  d ie zule tz t  durch Ar t ike l  2 des Gesetzes vom 3.  Jul i  2023 (BGBl.  2023 I  
Nr.  176)  geänder t  worden ist  

Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Jul i  2009 (BGBl .  I  S.  2542) ,  das zule tz t  durch Ar t ike l  5 
des Gesetzes vom 8. Mai  2024 (BGBl.  2024 I  Nr.  153)  geänder t  worden ist  

Bundes- Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai  2013 
(BGBl .  I  S.  1274; 2021 I  S.  123),  das zuletz t  durch Art ike l  2 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2022 (BGBl .  I  S .  1792) geänder t  worden is t  

Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl.  I  S.  502) ,  das zule tz t  durch Ar t ike l  7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl .  I  S.  306) geänder t  worden ist  

Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) vom 20. 
Dezember  2010, das zule tzt  durch Ar t ike l  17 des Gesetzes vom 7.  Mai  2020 (BGBl .  I  
S.  318) geänder t  worden ist  

Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) 28. November  2016 (GVBl.  S.  211)  
Hessisches Gesetz zum Schutz der  Natur und zur Pf lege der  Landschaft  vom 07. Juni  2023  
Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl .  I  S .  548) ,  das zule tzt  durch 

Art ike l  4  des Gesetzes vom 30. September 2021 (GVBl .  S .  602) geänder t  worden is t  
Hessisches Minister ium für  Umwelt ,  Energie,  Landwi rtschaf t  und Verbraucherschutz .  

Bodenschutz in der  Baule i tp lanung. Arbei tshi l fe  zur Berücksicht igung von 
Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach Baugesetzbuch 
in Hessen 

Hessisches Minister ium für  Umwelt ,  Energie,  Landwi rtschaf t  und Verbraucherschutz .  
Kompensat ion des Schutzguts Boden in der Baule i tp lanung nach Baugesetzbuch.  
Arbei tshi l fe zur  Ermi tt lung des Kompensat ionsbedar fs  für  das Schutzgut  Boden in  
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Hessen und Rheinland-Pfa lz  
Janke,  F . ,  Maaß, K.  (2018) :  Solarenergie und Naturschutz.  Naturvert rägl iche Frei f lächen-

Photovol ta ikanlagen. D ia logforum Erneuerbare Energien und Naturschutz ,  Stuttgar t .  
6 S. L ink  zum Dokument ( le tzter  Zugr i f f :  30.05.2023) .  

KNE Kompetenzzentrum Naturschutz  und Energiewende.  Natal ie  Arnold.  Kr i ter ienkatalog für  
e ine naturver trägl iche Gestal tung von Solar-Frei f lächen. Ber l in .  2021 

Planungssicherste l lungsgesetz  vom 20. Mai  2020 (BGBl.  I  S.  1041) ,  das zule tzt  durch Ar t ike l  
1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl.  I  S .  353)  geänder t  worden ist  

Wasserhaushal tsgesetz  vom 31.  Jul i  2009 (BGBl.  I  S .  2585),  das zule tzt  durch Art ike l  2 des 
Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl .  I  S.  3901)  geänder t  worden is t  

Verordnung über  d ie  Durchführung von Kompensat ionsmaßnahmen,  das Führen von 
Ökokonten, deren Handelbarkei t  und die Festsetzung von Ersatzzahlungen 
(Kompensat ionsverord-nung KV) vom 20. Dezember 2010 (GVBl.  I  S.  629,  
2011 I  S .  43) zule tzt  geändert  durch Art ike l  17 des Gesetzes vom 7. Mai  2020 
(GVBl.  S.  318)  

 

https://baden-wuerttemberg.nabu.de/imperia/md/nabu/images/regional/bw/projekte/dialogforumenergien/webversion_nabu_bund_folder_pv_ffa_infografik_1805_einzelseiten.pdf
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